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Zwischen der ... Holding GmbH und dem Betriebsrat der Hauptverwaltung wird folgende Betriebsvereinbarung über die Gewährung von unbezahltem Sonderurlaub geschlossen:

§ 1
Diese Betriebsvereinbarung gilt für die in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis stehenden Mitarbeiter der ... Holding GmbH in der Hauptverwaltung, die ein Tarifgehalt nach § 3 des Gehaltstarifvertrags für die ... erhalten.

§ 2
Auf Antrag des Arbeitnehmers und mit Zustimmung des Arbeitgebers kann Mitarbeitern zur Wahrnehmung persönlicher Interessen unbezahlter Sonderurlaub gewährt werden. Der Arbeitgeber kann die Zustimmung verweigern, wenn der Arbeitsablauf durch den unbezahlten Sonderurlaub beeinträchtigt wird und ein notwendiger Ersatzbedarf nicht ausschließlich durch den vorhandenen Personalbestand gedeckt werden kann oder wenn der unbezahlte Sonderurlaub im unmittelbaren Anschluss an die gesetzliche Elternzeit genommen werden soll.
Unbezahlter Sonderurlaub kann gewährt werden:
zur Verlängerung des Jahresurlaubs von ausländischen Arbeitern
zum Ausgleich von Reisezeiten in Verbindung mit dem Jahresurlaub
zur Wahrnehmung dringender persönlicher Angelegenheiten
für private Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen
Außerdem kann unbezahlter Sonderurlaub in Einzelfällen auch aus anderem Anlass gewährt werden; hierfür ist ein besonders wichtiger Grund erforderlich.

§ 3
Der unbezahlte Sonderurlaub wird jeweils nur für volle Kalendermonate gewährt. Er muss mindestens einen Monat und darf höchstens zwölf Monate betragen.
Der Antrag auf Gewährung von unbezahlter Freizeit (Sonderurlaub) ist schriftlich unter Verwendung des Formulars „Sonderurlaub“ zu stellen und spätestens eine Woche vor Beginn des beantragten Sonderurlaubs dem unmittelbaren Vorgesetzten oder – bei dessen Abwesenheit – seinem Stellvertreter zu übergeben. Der Grund gemäß § 2 dieser Betriebsvereinbarung für den Antrag ist in Stichworten anzugeben. Die Firma behält sich vor, geeignete Nachweise zu verlangen. Zuständig für die Entscheidung über den Antrag ist die Geschäftsleitung. Eine Bewilligung setzt voraus, dass der Vorgesetzte den Antrag befürwortet. Die Entscheidung wird dem Mitarbeiter unverzüglich schriftlich mitgeteilt.

§ 4
Der unbezahlte Sonderurlaub ist kein Erholungsurlaub im Sinne des Bundesurlaubsgesetzes oder Urlaub im Sinne des Manteltarifvertrags für die ... Während des unbezahlten Urlaubs ruhen die beiderseitigen Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis; nicht zulässig ist allerdings eine Tätigkeit, durch die entgegenstehende Wettbewerbsinteressen eines Unternehmens der Holding berührt werden.
Es werden gewährt
für die Verlängerung des jährlichen Erholungsurlaubs von Gastarbeitern im Höchstfall zehn Arbeitstage unbezahlter Sonderurlaub – allerdings nur unter der Voraussetzung, dass der Mitarbeiter den Urlaub in seinem Heimatland verbringt und mindestens 15 Arbeitstage Erholungsurlaub in Anspruch nimmt –,
für An- und Rückreisezeiten aus Anlass des jährlichen Erholungsurlaubs im Höchstfall zwei Arbeitstage unbezahlter Sonderurlaub – nur unter der Voraussetzung, dass ein Reiseweg mindestens 700 Kilometer beträgt –,
für dringende persönliche Angelegenheiten im Höchstfall fünf Arbeitstage unbezahlter Sonderurlaub,
für private Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen bis zu 15 Arbeitstage unbezahlter Sonderurlaub,
jeweils bezogen auf das Kalenderjahr. Abweichungen sind möglich, wenn der Mitarbeiter besondere Gründe darlegt und ggf. belegt.
Die Dauer der Arbeitsbefreiung (Sonderurlaub) aus anderem Anlass bei Vorliegen eines wichtigen Grunds wird von der Geschäftsleitung im Einzelfall festgelegt.

§ 5
Die nach § ... des Manteltarifvertrags für die Zahlung des Urlaubsgelds bestehende Voraussetzung, dass mindestens 15 Arbeitstage zusammenhängend Urlaub genommen wird, wird auch dadurch erfüllt, dass der Mitarbeiter unmittelbar vor und nach dem unbezahlten Urlaub insgesamt 15 Tage Erholungsurlaub nimmt.

§ 6
Der Antrag auf unbezahlten Sonderurlaub ist mindestens zwei Monate vor dem beabsichtigten Urlaubsbeginn schriftlich an die Personalabteilung zu richten. Erhält der Arbeitnehmer nicht binnen 14 Tagen eine schriftliche Ablehnung durch die Personalabteilung, so gilt der Sonderurlaub als genehmigt.

§ 7
Ergeben sich aus der Anwendung und Auslegung dieser Vereinbarung Meinungsverschiedenheiten oder Auslegungsschwierigkeiten, so sind diese einvernehmlich beizulegen. Ist Einvernehmen nicht zu erzielen, so entscheidet die Personalkommission.

§ 8
Diese Vereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft und ist mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderhalbjahrs kündbar.

§ 9
Änderungen und Ergänzungen dieser Betriebsvereinbarung bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform.
Sollten Bestandteile dieser Betriebsvereinbarung ganz oder teilweise nichtig sein oder unwirksam werden, wird dadurch die Wirksamkeit der Betriebsvereinbarung im Übrigen nicht berührt.

Musterstadt, Datum

Unterschrift Betriebsratsvorsitzender, Unterschrift Geschäftsführer 
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